LUDWIGSBURG

Protokollauszug
zum GEMEINDERAT

am Dienstag, 02.12.2014, 17:05 Uhr, Kulturzentrum, GroBer Saal

OFFENTLICH

TOP 1 Stromlieferung fiir das Jahr 2015 Vorl.Nr. 341/14
- Bekanntgahe eines in nichtoffentlicher Sitzung
gefassten Beschlusses

Beratungsverlauf:

Vor Eintritt in die Tagesordnung berichtet OBM Spec, dass der Stadt Ludwigsburg in Disseldorf
der Deutsche Nachhaltigkeitspreis in der Kategorie der Stadte mittlerer GroBe verliehen worden
sei. Deswegen bedankt er sich bei dem Gemeinderat, der Verwaltung und der Blrgerschaft fir
deren Einsatz und Engagement fir Nachhaltigkeit.

Sodann gibt OBM Spec bekannt, dass in der nichtéffentlichen Sitzung des Gemeinderats am
19.11.2014 folgender Beschluss gefasst worden sei:

1) Die Stadt Ludwigsburg beauftragt die Stadtwerke Ludwigsburg-Kornwestheim GmbH (SWLB)
mit der Beschaffung des stadtischen Strombedarfs gemaB den in der Anlage zur Vorl. Nr.
341/14 genannten Losen und Strommengen. Der Umfang der Stromlieferung umfasst alle
Verbrauchsstellen der Stadtverwaltung Ludwigsburg, inklusive der Stadtentwasserung
Ludwigsburg (SEL), der Veranstaltungsstatten des Eigenbetriebes Tourismus & Events
Ludwigsburg sowie den Lichtsignalanlagen fur das Jahr 2015 mit Okostrom.

2) Die genauen Stromkosten ergeben sich erst zum tatsachlichen Beauftragungszeitpunkt. Der in
der Anlage zur Vorl. Nr. 341/14 genannte Preis beinhaltet 100 %-igen Okostrombezug. Die
Stadt Ludwigsburg verfolgt damit das Ziel, verstarkt regenerative Energien zu nutzen und deren
Erzeugung zu fordern.

TOP 2 Haushaltsplan 2015 und Finanzplanung mit Vorl.Nr. 387/14
Investitionsprogramm 2014 - 2018
- Beratung und Entscheidung iiber Antrdge zum
Haushaltsplan (Vorl. Nrn. 465/14 his 492/14 und
494/14 bis 532/14)
(Vorberatung)

Beratungsverlauf:
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OBM Spec schildert einleitend das heutige Verfahren der Beratung, bei der man sich auf die
haushaltsrelevanten Themen und Antrége konzentrieren wolle. AnschlieBend geht er auf die in den
letzten Jahren erfolgte Haushaltskonsolidierung sowie das umgesetzte Investitionsprogramm ein.

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) weist auf die 67 Antrage hin, die von den Mitgliedern des
Gemeinderats zum Haushaltsplan 2015 und der Finanzplanung mit Investitionsprogramm 2014
bis 2018 gestellt worden seien. Die Beratung der Antrédge werde entsprechend des Fahrplans,
siehe Anlage zur Niederschrift, nach Teilhaushalten erfolgen. Zunachst wirden die Antrage
beziglich der Personalkosten mit dem Verwaltungsvorschlag zum Stellenplan 2015 diskutiert
werden. Fir die WKV-Sitzung am 09.12.2014 werde den Mitgliedern des Gemeinderates ein
Anderungsverzeichnis mit allen beschlossenen Anderungen vorgelegt. Seit der Erstellung des
Haushaltsplanentwurfes hatten sich noch einige Anderungen ergeben, z.B. durch die Ubertragung
von Haushaltsmitteln, die im Jahr 2014 nicht abgerufen werden konnten. Die Verwaltung habe
nun eine aktuelle Hochrechnung erstellt, in der auf die urspringlich vorgesehene Erhéhung der
Grundsteuer verzichtet worden sei. DarUber hinaus enthalte sie eine globale Minderaufwendung
von 1,3 Mio. Euro sowie Personalkosteneinsparungen tber 302.000 Euro (siehe Vorl. Nr. 545/14).
Mit einigen weiteren Verbesserungen, die im Fahrplan ausgewiesen seien, kdnne so ein positives
Ergebnis in Hohe von 14.344 - Euro erreicht werden. AuBerdem stellt er anhand einer Grafik die
voraussichtliche Entwicklung der Liquiditat dar, die ab 2016 bei O liegen wirde.

Alle bereits im Fahrplan, siehe Anlage zur Niederschrift, ausgewiesenen und in der Sitzung

angesprochenen Veranderungen der beratenen Teilhaushalte werden im Verlauf der Beratung vom
Gremium zustimmend zur Kenntnis genommen.

TOP 2.1 - Stellenplan 2015 Vorl.Nr. 545/14

Abweichender Beschluss:

Der haushaltsrechtliche Stellenplan wird als Teil des Haushaltsplans 2015 mit einem Volumen von
1.113,12 Stellen beschlossen. Die Verwaltung wird beauftragt, innerhalb des 1. Quartals 2015
Finsparvorschlage im Volumen von 302.000€ zu unterbreiten.

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen.

Der abweichende Beschluss wird mit 29 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen und
6 Enthaltungen mehrheitlich angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz

Ja 28 Nein 9 Enthaltung 1
Beratungsverlauf:
Herr Nitzsche (FB Organisation und Personal) legt dar, dass verschiedene Antrage zur Streichung

von Stellen bzw. zur Einsparung bei den Personalkosten vorliegen wirden, siehe
Tagesordnungspunkte 2.1.1 bis 2.1.6. Die Verwaltung schlage deshalb, wie in der Vorl. Nr. b45/14
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dargestellt, vor, dass die Personalkosten im Haushaltsplan um 302.000,- Euro reduziert werden
und im 1. Quartal 2015 eine Konkretisierung dahingehend erfolge, wo die Personalkosten
eingespart wlrden. Die Verwaltung werde hierzu Vorschlage in der Haushaltsstrukturkommission
bzw. in den gemeinderatlichen Gremien unterbreiten. In diesem Zusammenhang erinnert er
daran, dass in den Jahren 2003 bis 2009 ein kostenwirksamer Stellenabbau in Hohe von 65
Stellen erfolgt sei. Netto habe man zwischen 2003 und 2010 20 Stellen einsparen kénnen.
Anschliefend sei es nicht mehr moglich gewesen, den Zuwachs an Stellen durch einen Abbau zu
kompensieren.

Stadtrat Herrmann erklart im Namen seiner Fraktion, dass diese dem Verwaltungsvorschlag der
Vorl. Nr. 545/14 zustimmen kénne, wenn die folgenden 4,0 Stellen im Stellenplan mit einem
Sperrvermerk versehen werden:
— 1,0 Stellen CAFM und Softwarebetreuung Fachbereichsleitung Hochbau (CAD) (CDU-
Antrag, Vorl. Nr. 471/14, Ziff. 3)
— 1,0 Stellen Abteilungsleitung Zentrale Dienste FB 65 Hochbau
(CDU-Antrag, Vorl. Nr. 471/14, Ziff. 4)
— 2,0 Stellen fur Landschaftsgartner FB 68 TDL
(CDU-Antrag, Vorl. Nr. 471/14, Ziff. 6)
Durch den Sperrvermerk solle erreicht werden, dass diese Stellen erst besetzt werden kdnnten,
nachdem der Gemeinderat bzw. der Ausschuss flr Wirtschaft, Kultur und Verwaltung der
Besetzung zustimme. AuBerdem musse die Stelle eines Gesundheitsférderers entsprechend des
Beschlusses des Gemeinderats aus dem Stellenplan gestrichen werden.

Stadtrat Dr. Vierling schildert, dass Uber die Halfte der zusatzlichen Stellen flr das Jahr 2015
nicht fir den Bereich Bildung und Betreuung seien. Seine Fraktion spreche sich gegen
Stellenmehrungen aus, die nicht fur Bildung und Betreuung benttigt werden. Die Fraktion
BUndnis 90/Die Griinen k&nne der Vorl. Nr. 545/14 uneingeschrankt zustimmen. Da die
Verwaltung am besten beurteilen kdnne, wo Personalkosten eingespart werden kénnten, spreche
er sich gegen den Antrag von Stadtrat Herrmann aus. Darlber hinaus weist er darauf hin, dass die
Personalkosten auch nach Abzug der vorgeschlagenen 302.000,- Eurc noch steigen wirden.

Stadtrétin Liepins legt dar, dass sie mit dem Vorschlag der Verwaltung einverstanden sei. lhre
Fraktion habe in dem Antrag ganz bewusst keine bestimmten Stellen genannt, da dies fur die
Verwaltung einfacher sei. Zum Antrag der CDU teilt sie mit, dass eine Verschiebung der Besetzung
bis circa Februar in Ordnung sei. Allerdings kénne sie nicht beurteilen, wie dringend dieses
Personal benttigt werde. Weiter bestatigt sie, dass der Gemeinderat beschlossen habe, dass die
Stelle des Gesundheitsforderers nicht im Stellenplan 2015 enthalten sein soll.

Stadtrat Weiss teilt mit, dass die Richtung des Verwaltungsvorschlages seiner Meinung nach
richtig sei und seine Fraktion diesen positiv begleiten werde. Er betont, dass dies keine
Entlassungen zur Folge habe, sondern lediglich die Stellenmehrungen reduziert wiirden. Die
Mitglieder des Gemeinderates hatten beschlossen, die Stelle des Gesundheitsforderers fiir 2015 zu
streichen.

Stadtrat Heer erinnert daran, dass die FDP eine Vielzahl von Vorschlagen zur Einsparung von
Personal- und Sachkosten eingebracht habe. Er spreche sich auch fir die Streichung des
Gesundheitsforderers im Jahr 2015 aus.

Stadtratin Dziubas spricht sich gegen die Vorl. Nr. 545/14 aus, da Die Linke den Abbau von
Stellen nicht beflrworten kénne. Die Stelle des Gesundheitsférderers solle jedoch fur das Jahr
2015 gestrichen werden.

Stadtratin Burkhardt meint, dass die Verwaltung, auch aufgrund von zusétzlichen Aufgaben,
vermutlich schwer auf den Stellenzuwachs verzichten kdnne. Sie kdnne der Vorl. Nr. 545/14 nur
zustimmen, wenn bis zum Frihjahr 2015 auch Aufgabenkritik geltibt werde. Sie vertritt den
Standpunkt, dass ein Gesundheitsférderer erforderlich sei, wenn das Thema sinnvoll erflllt werden
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solle.

Stadtrat Lettrari spricht sich gegen den Abbau von Stellen aus, da er vermutet, dass kein Potenzial
mehr flr Einsparungen gegeben sei.

Bezugnehmend auf die Wortmeldung von Stadtrat Herrmann schildert Herr Nitzsche aus welchen
Grinden die Stellen CAFM und Softwarebetreuung Fachbereichsleitung (FB Hochbau und
Gebaudewirtschaft), Abteilungsleitung Zentrale Dienste (FB Hochbau und Gebaudewirtschaft)
sowie die 2,0 Stellen Landschaftsgartner (FB Technische Dienste) erforderlich seien und somit ein
Sperrvermerk nicht sinnvoll sei.

Stadtrat Herrmann bittet darum, in der heutigen Sitzung keine Einzelfalle zu diskutieren. Seine
Fraktion halte die Stellen nicht fir falsch, mochte allerdings nochmal darlber reden, sodass ein
Sperrvermerk bendtigt werde.

Stadtrat Weiss hélt den Sperrvermerk ebenfalls fur sinnvoll um zum Beispiel Uber die Schaffung
der zusatzlichen Stellen flr Landschaftsgdrtner zu diskutieren.

Stadtrat Gericke kdnne dem Verwaltungsvorschlag zustimmen. Ein Sperrvermerk sei
kontraproduktiv, da dieser einer Vorfestlegung gleiche.

OBM Spec und BM llk betonen nochmals die Erforderlichkeit der von der CDU-Fraktion
benannten Stellen bei den Fachbereichen 65 und 68.

Stadtrat Eisele spricht sich im Namen der FDP fur die Vorl. Nr. 545/14 aus.

AbschlieBend stellt OBM Spec den folgenden Antrag der CDU-Fraktion zur Abstimmung:
Die folgenden 4,0 Stellen werden im Stellenplan mit einem Sperrvermerk versehen, sodass
diese Stellen erst besetzt werden kdnnen, nachdem der Gemeinderat bzw. der Ausschuss
fur Wirtschaft, Kultur und Verwaltung der Besetzung zustimme:
— 1,0 Stellen CAFM und Softwarebetreuung Fachbereichsleitung Hochbau (CAD)
(CDU-Antrag, Vorl. Nr. 471/14, Ziff. 3)
— 1,0 Stellen Abteilungsleitung Zentrale Dienste FB 65 Hochbau
(CDU-Antrag, Vorl. Nr. 471/14, Zift. 4)
— 2,0 Stellen fUr Landschaftsgartner FB 68 TDL
(CDU-Antrag, Vorl. Nr. 471/14, Ziff. 6)

Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 15 Ja-Stimmen, 23 Nein-Stimmen und O Enthaltungen mehrheitlich

abgelehnt.

AuBerdem ruft OBM Spec zur Abstimmung Uber den folgenden Antrag von Stadtrat Herrmann auf:
Die Stelle des Gesundheitsférderers wird entsprechend des Gemeinderatsbeschlusses vom
05.11.2014 aus dem Stellenplan 2015 gestrichen.

Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 28 Ja-Stimmen, 9 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung mehrheitlich

angenommen.

Aufgrund dessen wird der Beschlussvorschlag der Vorl. Nr. 545/14 dahingehend abgeandert, dass
das Stellenvolumen um eine Stelle auf 1.113, 12 Stellen verringert wird.
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Daruber hinaus stellt Stadtrat Gericke den Antrag, den Beschlussvorschlag dahingehend
abzudndern, dass das Volumen der Einsparvorschldge um die somit bereits eingesparte Stelle des
Gesundheitsférderers (circa 70.000 Euro) reduziert wird.

OBM Spec lasst Gber diesen Antrag der Fraktion Blndnis 90/Die Griinen abstimmen.
Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 5 Ja-Stimmen, 26 Nein-Stimmen und 7 Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.
Nicht anwesend bei allen Abstimmungen:
Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)

Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz

AbschlieBend ruft OBM Spec zur Abstimmung Gber den wie oben dargestellten verdnderten
Beschlussvorschlag der Vorl. Nr. 545/14 auf.

TOP 2.1.1 Kiirzung der Personalkosten um 500.000 € Vorl.Nr. 475/14
- Antrag der SPD-Fraktion vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Der Antrag der SPD-Fraktion vom 18.11.2014 bezilglich der Personalkosten, Vorl. Nr. 475/14, ist
mit Beratung und Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 545/14 erledigt (siehe Tagesordnungspunkt 2.1).

TOP 2.1.2 Stellenplan 2015 Vorl.Nr. 480/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Der Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen vom 19.11.2014 bezlglich des Stellenplans
2015, Vorl. Nr. 480/14, ist mit Beratung und Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 545/14 erledigt (siehe
Tagesordnungspunkt 2.1).

TOP 2.1.3 Keine Erhohung der Grundsteuer A und B Vorl.Nr. 514/14
- Antrag der FDP-Stadtrate vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Protokollauszug Gemeinderat 02.12.2014
Seite 5 von 33



Der Antrag der FDP-Stadtrate vom 19.11.2014, Vorl. Nr. 514/14, ist hinsichtlich der Reduzierung
der Personalaufwendungen sowie der Personalstelle Gesundheitsforderer (Ziffern 8 und 3 der
Deckungs-und Einsparvorschldge) mit Beratung und Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 545/14
erledigt (siehe Tagesordnungspunkt 2.1).

TOP 2.1.4 Stellenstreichungen Vorl.Nr. 471/14
- Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Der Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014 beziglich Stellenstreichungen, Vorl. Nr. 471/14, ist
mit Beratung und Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 545/14 erledigt (siehe Tagesordnungspunkt 2.1).

TOP 2.1.5 Einstellung von Mein LB Vorl.Nr. 492/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Die Ziffer 2 des Antrags der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen vom 19.11.2014, Vorl. Nr. 492/14,
ist mit Beratung und Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 545/14 erledigt (siehe Tagesordnungspunkt
2.1).

TOP 2.1.6 Personalkosten Vorl.Nr. 504/14
- Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Der Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014, Vorl. Nr. 504/14, ist mit Beratung und
Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 545/14 erledigt (siehe Tagesordnungspunkt 2.1).

TOP 2.2 ANLAGE Haushaltsplan 2015 Vorl.Nr. 388/14

Beratungsverlauf:

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.
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TOP 2.2.1 Ludwigshurger Sozialticket Vorl.Nr. 532/14
- Interfraktioneller Antrag vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) teilt mit, dass zu diesem Antrag im 1. Quartal 2015 ein Bericht im
Ausschuss fur Bauen, Technik und Umwelt erfolgen werde.

TOP 2.2.2 Finanzierung des Aushaus des Ludwigshurger Vorl.Nr. 528/14
Busnetzes
- Antrag der Stadtratin Burkhardt (LUBU) vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) sagt zu, dass die Verwaltung im 1. Quartal 2015 zu diesem Antrag
im Ausschuss flr Bauen, Technik und Umwelt berichten werde.

TOP 2.2.3 Keine Erhohung der Grundsteuer A und B Vorl.Nr. 514/14
- Antrag der FDP-Stadtrate vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Kiedaisch gibt bekannt, dass der Personalaufwand beim Referat Nachhaltige
Stadtentwicklung um rund 170.000 Euro reduziert worden sei. AuBerdem konnte eine weitere
Reduzierung um 100.000 Euro erfolgen, da die BeschaffungsmaBnahmen flr KSIS bereits im Jahr
2014 umgesetzt werden kénne. Im Bereich Europa und Energie sei der Ansatz zudem um
100.000 Euro verringert worden.

Herr Geiger (Referat Nachhaltige Stadtentwicklung) ergénzt, dass die Reduzierung der
Personalkosten aufgrund eines Planungsfehler bei der Veranschlagung erfolge und keine
Streichung von Personal bedeute. Zu den Einsparvorschlagen der FDP-Stadtrate berichtet er, dass
im Jahr 2015 mehr Mittel aufgrund der stattfindenden Zukunftskonferenz und der
Steuerungsunterstitzung durch KSIS benétigt wirden. Die Mittelerhdhung bei den STEPs sei
aufgrund einer Anderung in der Veranschlagung entstanden.

Stadtrat Gericke regt an, ob ein Teil der Reduzierung eventuell nicht umgesetzt werden kdnne und
die Mittel fir MaBnahmen zum Klimaschutz mit Einwerbung von Drittmitten verwendet werden
konnten.

Herr Geiger entgegnet, dass dies aus seiner Sicht nicht erforderlich sei und die reduzierten Mittel
tatsachlich nicht benétigt wirden.

Der Antrag der FDP-Stadtrate, Vorl. Nr. 514/14, ist hinsichtlich der Uberptufung von
Einsparpotenzialen beim Referat Nachhaltige Stadtentwicklung sowie der Uberprifung der Kosten
bei den STEPs (Ziffern 5 und 6 der Deckungs- und Einsparvorschlage) durch diese Erlauterungen
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erledigt.

TOP 2.2.4 Ausbau des CarSharing Vorl.Nr. 483/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Geiger (Referat Nachhaltige Stadtentwicklung) teilt mit, dass zu diesem Antrag im
1. Quartal 2015 ein Bericht im Ausschuss flr Wirtschaft, Kultur und Verwaltung erfolgen werde.

TOP 2.2.5 Einsparung einer Z-Box Vorl.Nr. 498/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:

Die angedachte Beschaffung einer groBen bzw. zwei kleiner mobilen Z-Boxen, wird auf lediglich
eine kleine Z-Box (zehn Stellplatze) reduziert.

Seite im HH-Plan: Seite 29

Teilhaushalt: 0b — Referat Nachhaltige Stadtentwicklung
Produktgruppe: Mobile Z-Boxen

Finsparung: ca. 25.000 EUR

Beratungsverlauf:

Herr Geiger (Referat Nachhaltige Stadtentwicklung) fuhrt aus, dass die Verwaltung den Vorschlag,
den geplanten Ansatz fir die mobilen Z-Boxen um 25.000,- Euro zu reduzieren, annehmen wirde.
Somit kénne die weitere Entwicklung, vor allem im Entwicklungsbereich Ost, abgewartet werden.

Die Mitglieder des Gemeinderates erkldren einmutig ihr Einverstandnis dazu, sodass der Antrag
der Fraktion Bundnis S0/Die Grinen, Vorl. Nr. 498/14, damit angenommen ist.

TOP 2.2.6 Geringere Erh6hung Wirtschaftsforderung Vorl.Nr. 470/14
- Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Bezug nehmend auf den Antrag der CDU-Fraktion, Vorl. Nr. 470/14, fuhrt Herr Geiger (Referat
Nachhaltige Stadtentwicklung) aus, dass die Erhéhung um rund 136.000 Euro fir folgende
MaBnahmen geplant sei:
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1. Neuzuordnung aus anderen Bereichen des Referats:
— MaBnahmen zur Offensiven Innenstadt: 40.000 Euro
— Beteiligung am CSR-Forum: 20.000 Euro
— Ausbau Filmfestival Naturvision: 15.000 Euro
— Beteiligung Preisverleihung Okodesignpreis: 20.000 Euro
2. NeumaBnahmen:
— Komplementaranteil fUr Veranstaltung mit der Film- und Mediengesellschaft: 30.000
Euro
— FErarbeitung und Umsetzung des Nutzungskonzeptes zur Weiterentwicklung des Werkes
1 von Mann + Hummel: 10.000 Euro
Da die gemeinsame Veranstaltung mit der Film- und Mediengesellschaft Baden-Wurttemberg nun
nicht zustande komme, kdnnten die geplanten Haushaltsmittel fir den Bereich
Wirtschaftsférderung um 30.000 Euro verringert werden. Dieser Betrag kénne dann fur die
teilweise Finanzierung eines freien WLAN-Netzes (siehe Tagesordnungspunkt 2.2.7) genutzt
werden.

Stadtrat Herrmann erklart, dass die Verwendung der Mittel fir den Bereich der
Wirtschaftsférderung aus den Unterlagen nicht ersichtlich gewesen sei. Die von Herrn Geiger
erlauterten Betrage kbnnten jedoch nun in der vorgeschlagenen Héhe bestehen bleiben.

Die Mitglieder des Gemeinderates sind mit der Reduzierung um 30.000 Euro einverstanden,
sodass der Antrag der CDU-Fraktion erledigt ist.

TOP 2.2.7 Freies WLAN in Ludwigsburg Vorl.Nr. 472/14
- Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014

Antragstext:

Die Stadt Ludwigsburg ermittelt die Méglichkeiten und Kosten um in der Innenstadt oder in Teilen
davon ein freies WLAN zu errichten und den Birgern anzubieten. Daflir werden im Haushalt 2015
50.000,- € eingestellt.

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 29 Ja-Stimmen, 9 Nein-Stimmen und O Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz

Ja 29 Nein 3 Enthaltung O

Beratungsverlauf:

OBM Spec berichtet, dass die Verwaltung den Aufbau eines freien WLAN-Netzes beflrworte.
Derzeit wirden Gesprache mit Anbietern geflhrt, sodass voraussichtlich im 1. Quartal 2015 ein
konkreter Vorschlag vorliegen werde.

Stadtrat Herrmann begrindet kurz den Antrag seiner Fraktion. Der Einstieg in das Thema Freies
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WLAN-Netz wirde auch einen Beitrag zur Nachhaltigkeit leisten.

Stadtratin Wiedmann spricht sich im Namen ihrer Fraktion gegen den CDU-Antrag aus. Die
hierflr beantragten Mittel sollten stattdessen flr ein gutes Internetnetz in den Neubaugebieten
verwendet werden.

Die Stadtrate Dr. O'Sullivan und Weiss signalisieren ihre Zustimmung zu dem Antrag der CDU-
Fraktion.

Sodann lasst OBM Spec Uber den Antrag Vorl. Nr. 472/15 abstimmen.

TOP 2.2.8 Reduzierung verschiedener Einzelposten - Vorl.Nr. 495/14
Mitgliedschaft German Council of Shopping Centres
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Geiger (Referat Nachhaltige Stadtentwicklung) teilt mit, dass die Verwaltung davon abrate,
die Mitgliedschaft im German Council of Shopping Centres (GCSC) zu kindigen. Zudem bietet er
an, der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen Uber die Arbeit dieser Organisation zu berichten.

Die Fraktion erklart, dass damit dieser Punkt des Antrags Vorl. Nr. 495/14 erledigt sei.

TOP 2.2.9 Reduzierung verschiedener Einzelposten - Vorl.Nr. 495/14
Verschiebung Gemeinderatsausfahrt auf 2016
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:
Der folgende Haushaltsansatz wird reduziert:

Verschiebung Gemeinderatsausfahrt auf 2016:
Seite im HH-Plan: Seite 41

Teilhaushalt: 08 — Blro OberbUrgermeister
Produktgruppe: Geschaftsstelle Gemeinderat
Betrag: rd. - 15.000 EUR

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 19 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
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Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kube

Ja 19 Nein 14 Enthaltung 4

Beratungsverlauf:

OBM Spec legt die Zielsetzung der Informationsreisen des Gemeinderates dar und spricht sich
daflr aus, diese auch im Jahr 2015 zu veranstalten.

Stadtrat Gericke begriindet den Antrag seiner Fraktion, der aufgrund eines akuten Sparzwangs
und einer erheblichen Terminflut gestellt werde.

Stadtrat Weiss gibt an, dass die Fraktion der Freien Wahler nach der internen Diskussion
unterschiedlich abstimmen werde.

AbschlieBend ruft OBM Spec zur Abstimmung (Uber den Antrag auf.

TOP 2.2.10 Kostenreduzierung Presse & Offentlichkeitsarbeit Vorl.Nr. 467/14
- Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014

Abweichender Beschluss:

Die Aufwendungen fur Werbung und Offentlichkeitsarbeit werden um 25.000 Euro reduziert.
Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Beschluss wird mit 36 Ja-Stimmen, O Nein-Stimmen und O Enthaltungen einstimmig
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kube
Stadtrat Meyer

Ja 36 Nein O Enthaltung O

Beratungsverlauf:

Herr Spear (BUro Oberbirgermeister) schildert die Zielsetzung von Presse- und
Offentlichkeitsarbeit, die vor allem der Information der Biirgerschaft diene. Durch die zuséatzlichen
Mittel soll die Offentlichkeitsarbeit z. B. durch Kampagnen, Publikationen, Internet sowie haufigere
Veroffentlichungen in den Mitteilungsbléttern intensiviert werden.

EBM Seigfried ergénzt, dass eine gute Kommunikation sehr wichtig fur die Blrgerkommune und
die Beteiligung der Blrgerschaft sei.

OBM Spec schlagt als Kompromiss vor, die geplanten Mittel fur Presse- und Offentlichkeitsarbeit
um 25.000 Euro zu reduzieren und lasst dartiber abstimmen.
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Der Antrag der CDU-Fraktion zu diesem Thema (Vorl. Nr. 467/14) sowie der Antrag der Fraktion
BUndnis 90/Die Grinen (Vorl. Nr. 495/14, 3. Teil) sind mit der Beschlussfassung erledigt.

TOP 2.2.11 Reduzierung verschiedener Einzelposten - Presse- Vorl.Nr. 495/14
und Offentlichkeitsarbeit
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Der Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen zur Kurzung der Aufwendungen fur Presse- und
Offentlichkeitsarbeit wird gemeinsam mit dem Antrag der CDU-Fraktion, 467/14, zur Beratung
aufgerufen.

Der Antrag Vorl. Nr. 495/14 ist mit der Beschlussfassung zum Tagesordnungspunkt 2.2.10
erledigt.

Zum Beratungsverlauf sieh Tagesordnungspunkt 2.2.10.

TOP 2.2.12 Interkommunale Zusammenarheit Vorl.Nr. 486/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Nitzsche (FB Organisation und Personal) nennt die bisherigen Aufgaben, die die Stadt
Ludwigsburg im Zuge der Interkommunalen Zusammenarbeit fUr andere Kommunen wahrnimmt.
Weiter bittet er darum zu berlcksichtigen, dass flr einen Ausbau der Interkommunalen
Zusammenarbeit auch entsprechende personelle und rdumliche Ressourcen zur Verflgung
gestellt werden missten.

EBM Seigfried regt an, dieses Thema in der Haushaltsstrukturkommission aufzugreifen.

Stadtrat Herrmann vertritt den Standpunkt, dass die Stadtverwaltung hier schon auf einem guten
Weg sei. Deswegen halt er weitere Diskussionen dazu fir nicht erforderlich.

Stadtrat Dr. Vierling stellt klar, dass der Antrag seiner Fraktion auf eine konsensuale Losung
ausgerichtet sei. Damit solle das Bewusstsein fur die Chancen der Interkommunalen
Zusammenarbeit gescharft werden. Seiner Ansicht nach musse der Fortschritt bei diesem Thema
schneller umgesetzt werden.

OBM Spec betont, dass die Stadt Ludwigsburg bereits den Kommunen im Landkreis Ludwigsburg
Angebote fur Interkommunale Zusammenarbeit unterbreitet habe. Um diese auszubauen missten
nun die anderen Kommunen auf die Stadtverwaltung zukommen.

Stadtrat Weiss erinnert daran, dass die Verwaltung bereits mehrmals zum Ausbau der
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Interkommunalen Zusammenarbeit berichtet habe, sodass der Antrag nicht nétig sei.

Stadtrat Heer bestatigt, dass der Ausbau der Interkommunalen Zusammenarbeit bereits heute
eine standige Aufgabe der Verwaltung

Stadtrat Dr. Vierling nimmt den Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen, Vorl. Nr. 486/14,
aufgrund der erfolgten Aussprache zurlck.

TOP 2.2.13 Verzicht auf Alkohol bei Empfangen Vorl.Nr. 496/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:

Bei Empféangen wird tagstber und in Schulen und Kindergérten grundséatzlich auf den Ausschank
von Alkohol verzichtet und die Bewirtung kostenglinstiger gestaltet. Bei abendlichen
Veranstaltungen wird seltener Alkohol ausgeschenkt. Die Stadtverwaltung wirkt darauf hin, dass
von ihr unterstitzte Institutionen dies ebenso umsetzen.

Seite im HH-Plan: Seite 41

Teilhaushalt: 08 Buro OberbUrgermeister
Produktgruppe: Geschaftsstelle Gemeinderat
Betrag: - 5000 Euro

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 7 Ja-Stimmen, 27 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 7 Nein 27 Enthaltung 2

Beratungsverlauf:

Stadtratin Dr. KnoB begrindet kurz den Antrag der Fraktion Blndnis 90/Die Grinen und weist
darauf hin, dass es vor allem um den Ausschank von Alkohol tagsUber sowie an Kindergarten oder
Schulen gehen.

Stadtrat Braumann erklart, dass seine Fraktion diesen Antrag mehrheitlich ablehnen werde.
Stadtratin Liepins und Stadtrat Eisele sprechen sich ebenfalls gegen den Antrag aus, kdnnten
jedoch die Anregung zum Verzicht von Alkoholausschank an Schulen und Kindergarten

befUrworten.

Die Stadtrate Rothacker und Lettrari teilen ebenfalls ihre Ablehnung des Antrags mit.
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Sodann lasst OBM Spec Uber den Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grlinen, Vorl. Nr. 496/14,
abstimmen.

TOP 2.2.14 Verkauf Gelande Ecke ComburgstraBe/Friesenstrafle Vorl.Nr. 523/14
an die kath. Kirchengemeinde St. Paulus
- Antrag der FDP-Stadtrate vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

OBM Spec sagt zu, dass die Verwaltung im 1. Halbjahr 2015 zu diesem Antrag im Ausschuss fur
Wirtschaft, Kultur und Verwaltung berichten werde.

TOP 2.2.15 Reduzierung des Ansatzes zum Erwerh von Vorl.Nr. 499/14
Grundstiicken
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:

Der Ansatz zum Erwerb von Grundstiicken wird um 1 Mio. Euro reduziert.

Seite im HH-Plan: Seite 89

Teilhaushalt: 23 — FB Liegenschaften
Produktgruppe: Grundsticksverkehr
Betrag: - 1.000.000 EUR

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 9 Ja-Stimmen, 27 Nein-Stimmen und O Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja9 Nein 27 Enthaltung O

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 499/14 (Fraktion Bundnis S0/Die Grinen) sowie 525/14 und 526/14
(Stadtratin Burkhardt) werden im Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

OBM Spec teilt mit, dass die Verwaltung im 1. Quartal 2015 berichten kénne, wie hoch die Kosten
bzw. der Nutzen eines Neubaugebietes seien. Er rate dringend davon ab, die veranschlagten Mittel
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zu reduzieren.

Stadtrat Gericke stellt klar, dass seine Fraktion nichts gegen die Ausweisung von
Wohnbaugebieten einzuwenden habe, aber die hohe Geschwindigkeit hinterfrage.

Stadtratin Burkhardt begriindet kurz die beiden von ihr gestellten Antrage Vorl. Nr. 525/15 und
526/15 und betont, dass Neubaugebiete nicht nachhaltig seien.

OBM Spec pladiert dafiur, jede Moglichkeit fir eine vorausschauende Grundstickspolitik zu
nutzen. Ein Bericht mit ausfuhrlicher Diskussion konne gerne im Jahr 2015 erfolgen.

Aufgrund er Relevanz fir den Haushaltsplan 2015 lasst OBM Spec Uber die Antrage 499/14 und
525/14 abstimmen.

Zu dem Antrag Vorl. Nr. 526/14 stellt Stadtrat Herrmann aufgrund des damit verbundenen
Verwaltungsaufwandes den Antrag, dass die Verwaltung keine entsprechende Zusammenstellung
erarbeiten solle.

Die Abstimmung zu diesem Antrag erfolgt offen.

Der Antrag von Stadtrat Herrmann wird mit 18 Ja-Stimmen, 12 Nein-Stimmen und 6 Enthaltungen
mehrheitlich angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

TOP 2.2.16 Keine Ausweisung von neuen Wohnbauflachen Vorl.Nr. 525/14
his 2018
- Antrag der Stadtratin Burkhardt (LUBU) vom
19.11.2014

Antragstext:

Der Gemeinderat beschlieBt:
Im Finanzplanungszeitraum bis 2018 werden in Ludwigsburg keine neuen Wohnbauflachen
ausgewiesen.

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 1 Ja-Stimme, 32 Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.
Nicht anwesend: Stadtrat Haller {entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)

Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
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Stadtrat Kube

Jal Nein 32 Enthaltung 3

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 499/14 (Fraktion Bundnis S0/Die Grinen) sowie 525/14 und 526/14
(Stadtratin Burkhardt) werden im Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.15.

TOP 2.2.17 Wirkliche Kosten eines Neubaugehietes am Beispiel Vorl.Nr. 526/14
“JahnstraBe" in Poppenweiler
- Antrag der Stadtratin Burkhardt (LUBU) vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 499/14 (Fraktion Blndnis 90/Die Grinen) sowie 525/14 und 526/14
(Stadtratin Burkhardt) werden im Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.15.

TOP 2.2.18 Uberpriifung Zuschusshéhe Bliihendes Barock und Vorl.Nr. 497/14
Ludwigsburger Schlossfestspiele
- Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 19.11.2014

Antragstext:

Die Stadtverwaltung Uberprift angesichts bestehender Ricklagen und ricklagendhnlicher
Bilanzgewinne die Erforderlichkeit der Zuschussbetrdge von 400.000 € an die Bluhendes Barock
LB GmbH und von 800.000 € an die Ludwigsburger Schlossfestspiele.

Seite im Haushaltsplan: S. 102 und S. 389
Teilhaushalte: 41 und 90
Produktgruppe: Musikpflege und Stadtmarketing/Tourismus/

Veranstaltungen

Beratungsverlauf:

OBM Spec erlautert, dass der Zuschuss an die Ludwigsburger Schlossfestspiele in den letzten 10
Jahren nicht erhdht worden sei. Zwischendurch sei eine Klrzung des Zuschusses um 10 % mit
anschlieBender Ricknahme der Klrzung erfolgt. Der Aufsichtsrat der Schlossfestspiele lege Wert
darauf, dass eine gewisse Mindestriicklage vorhanden sei, da vor allem die Open-Air-Veranstaltung
stark von der Witterung abhé&nge und nicht gewollt sei, dass die Schlossfestspiele aufgrund einer
Veranstaltung bei schlechter Witterung in die Verlustzone gelange. Deswegen solle der Zuschuss
nicht reduzieren werden.
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Stadtrat Dr. Vierling erklart im Namen seiner Fraktion, dass sich deren Antrag, Vorl. Nr. 497/14,
bezlglich der Schlossfestspiele durch diese Ausfihrung erledigt habe.

TOP 2.2.19 Einstellung von Mein LB Vorl.Nr. 492/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Bezlglich der Ziffer 1 des Antrags der Fraktion Blndnis 90/Die Grinen sagt OBM Spec zu, dass
die Verwaltung gerne im 1. Quartal 2015 zu den Tatigkeiten auf der Online-Plattform ,Mein LB*
berichten werde.

Stadtratin Wiedmann erklart im Namen ihrer Fraktion, dass der Antrag damit erledigt sei.

TOP 2.2.20 Anschaffung von 500 Plakatstandern Vorl.Nr. 465/14
- Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014

Antragstext:

Der Haushaltsansatz ,, Auszahlung flr den Erwerb von beweglichem Sachvermégen® wird von
365.000 Euro um 313.000 Euro auf 52.000 Euro reduziert.

Seite im HH-Plan: S.131 gelb

Teilhaushalt: 32
Produktgruppe: 7932
Betrag: 313.000 EUR weniger Ausgaben

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen und gemeinsam mit dem gleichlautenden Antrag der FW-Fraktion,
Vorl. Nr. 505/14.

Der Antrag wird mit 28 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 28 Nein 6 Enthaltung 2

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 465/14 der CDU-Fraktion und Vorl. Nr. 505/14 der FW-Fraktion werden im
Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.
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Dazu schlagt OBM Spec vor, den Vorschlag der Verwaltung zu Beschaffung von Plakatstandern
nachstes Jahr in einer Ausschusssitzung ausfihrlich vorzustellen und die Mittel bis dahin mit
einem Sperrvermerk zu versehen.

Stadtrat Gericke teilt mit, dass er sich diesem Verfahrensvorschlag anschlieBen kdnne.

Die Stadtrate Braumann, von Stackelberg und Rothacker sprechen sich daflur aus, die
veranschlagten Mittel fir die Anschaffung von Plakatstandern zumindest fur 2015 zu streichen.

Sodann lasst OBM Spec Uber die beiden gleichlautenden Antrag Vorl. Nr. 465/14 und Vorl. Nr.
505/14.gemeinsam abstimmen.

TOP 2.2.21 Beschaffung von 500 Plakatstandern zurlckstellen Vorl.Nr. 505/14
- Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014

Antragstext:
Die Beschaffung von 500 Plakatstdndern ist zurlickzustellen.

Seite im HH-Plan: 131

Teilhaushalt: 32
Produktgruppe: 7932
Betrag: 313.000,-- Euro

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen und gemeinsam mit dem gleichlautenden Antrag der CDU-Fraktion,
Vorl. Nr. 465/14.

Der Antrag wird mit 28 Ja-Stimmen, 6 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 28 Nein 6 Enthaltung 2

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 465/14 der CDU-Fraktion und Vorl. Nr. 505/14 der FW-Fraktion werden im
Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.20.
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TOP 2.2.22 Reduzierung verschiedener Einzelposten - Segways Vorl.Nr. 495/14
fiir KOD und StraBenvollzugsdienst
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:
Der folgende Haushaltsansatze wird reduziert:

Segways fir Kommunalen Ordnungsdienst und StraBenvollzugsdienst:
Seite im HH-Plan: Seite 131

Teilhaushalt: 32 — FB Sicherheit und Ordnung
Produktgruppe: Allgemeine Beschaffungen Teilhaushalt 32
Betrag: -20.000 EUR

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 30 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 30 Nein 3 Enthaltung 3

Beratungsverlauf:

Nachdem EBM Seigfried und Herr Winkler (FB Sicherheit und Ordnung) kurz erldutern, weshalb
Segways sinnvoll waren, ruft OBM Spec zur Abstimmung Uber den 4. Teil des Antrags Vorl. Nr.
495/14 auf.

TOP 2.2.23 Gebiihrensatzung, Veranderung des Vorl.Nr. 488/14
Gebiihrenverzeichnisses
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg (GemOQ), §§ 2 und 11 des
Kommunalabgabengesetzes (KAG) und § 4 Landesgeblhrengesetz (LGebG) wird die Anderung
des GebUhrenverzeichnisses der Satzung Uber die Erhebung von Gebuhren fur 6ffentliche
Leistungen zum 01.01.2015 wie folgt beschlossen:

Analog zur Erhdéhung der Gebuhr flr die Amtshandlung der Ausstellung eines Waffenscheines (§
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10 Abs. 4 WaffG, GebUhrenverzeichnis Nr. 17.4.19) von 152 € auf 200 € seit 01.07.2014 werden
zum 01.01.2015 auch die Gebuhren fur die anderen waffenrechtlichen Amtshandlungen
(Gebuhrenverzeichnis Nr. 17.4.1 bis 17.4.18 sowie 17.4.20 bis 17.4.35) um 32 % gegenUber den
vor dem 01.07.2014 geltenden Betragen erhoht.

Seite im Haushaltsplan: S. 136
Teilhaushalt: 32
Produktgruppe: Ordnungswesen
Betrag: - 5.000 Euro

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 10 Ja-Stimmen, 26 Nein-Stimmen und O Enthaltungen mehrheitlich
abgelehnt.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 10 Nein 26 Enthaltung O

Beratungsverlauf:

Stadtrat Dr. Vierling begrindet den Antrag seiner Fraktion zur Verdnderung der GebUlhrensatzung,
Vorl. Nr. 488/14. Aufgrund der kirzlich beschlossenen Erhéhung der Gebulhr fir die Ausstellung
eines Waffenscheins sollten nun konsequenterweise auch die GebUhren fur ahnliche
Amtshandlungen erhtht werden.

Stadtrat Herrmann erklart, dass seine Fraktion diesen Antrag ablehne, da die beantragte
Erhdhung vor allem Sportschitzen und Jager betreffe. Darlber hinaus sehe er keinen Anlass zur
Erhdhung, da die jetzigen GebUhren kostendeckend seien.

Herr Winkler (FB Sicherheit und Ordnung) legt dar, dass flr die beantragte pauschale Erhéhung
keine Rechtsgrundlage vorliege. Bei der Gebuhr fir die Ausstellung eines Waffenscheins seien
andere rechtliche Voraussetzungen gegeben.

Daraufhin lasst OBM Spec Uber den Antrag Vorl. Nr. 488/14 abstimmen.

TOP 2.2.24 Erneuerung hestehender Vorl.Nr. 491/14
Verkehrsiiberwachungsanlagen
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Winkler (FB Sicherheit und Ordnung) informiert dartiber, dass im Jahr 2015 die Ausweitung
der mobilen Verkehrstberwachung vorgesehen sei. Im 1. Halbjahr 2015 erfolge ein Bericht zu den

Protokollauszug Gemeinderat 02.12.2014
Seite 20 von 33



Vor- und Nachteilen von stationdrer und mobiler Uberwachung.

Auf Vorschlag von Stadtrat Gericke sagt OBM Spec zu, dass bis zur morgigen Sitzung des
Gemeinderates geprift werde, ob die Auszahlungsansatze flr die Verkehrsiberwachungsanlagen
mit den Mehreinnahmen durch die verstarkten Kontrollen gegenseitig deckungsfahig seien.

TOP 2.2.25 Feuerwehr - Kiirzung der Investitionen um Vorl.Nr. 509/14
100.000 €
- Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014

Antragstext:

Die jéhrlichen Auszahlungen fir Investitionen im Brandschutz sind um 100.000,-- € pro Jahr zu
kirzen.

Seite im HH-Plan: 142

Teilhaushalt: 32
Produktgruppe: 1260
Betrag: 100.000,-- Euro

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 7 Ja-Stimmen, 25 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 7 Nein 25 Enthaltung 4

Beratungsverlauf:

Herr ThoB (FB Sicherheit und Ordnung) berichtet, dass die Beschaffung des Mehrzweckbootes
dringend erforderlich sei, da Marbach und die DLRG die Hilfsfristen im Ludwigsburger Gebiet
nicht einhalten kénnten. Er sehe keine Moéglichkeit, wie beantragt jahrlich 100.000 Euro
einzusparen, da die Investitionen gréBtenteils Ersatzbeschaffungen seien. In diesem
Zusammenhang weist er darauf hin, dass die Feuerwehr der Stadt Ludwigsburg mit einem
Deckungsbeitrag von rund 20 % sehr wirtschaftlich arbeite.

Stadtrat Weiss begriindet kurz den Antrag der Freien Wahler, der seiner Meinung nach umsetzbar
sei.

Stadtrat Noz berichtet, dass seine Fraktion dem Antrag nicht zustimmen kdénne und spricht sich
fur die Umsetzung des beschlossenen Brandschutzbedarfsplans aus.

AbschlieBend ruft OBM Spec zur Abstimmung Uber den Antrag Vorl. NR. 509/14 auf.
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TOP 2.2.26 Planungsrate Bildungszentrum West Vorl.Nr. 481/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) teilt mit, dass in dem Entwurf des Haushaltplanes bereits eine
Planungsrate in H6he von 250.000 Euro fir das Bildungszentrum West enthalten sei.

Damit ist der Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die GrUnen, Vorl. Nr. 481/14 erledigt.

TOP 2.2.27 Verschiebung des Neubaus eines Stadthades Vorl.Nr. 530/14
- Antrag der Stadtratin Burkhardt (LUBU) vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Stadtratin Burkhardt begriindet kurz ihren Antrag Vorl. Nr. 530/14. Aufgrund der aktuellen
finanziellen Situation sei sie der Meinung, dass man mit der Bau auch eine Weile pausieren
kénne. DarUber hinaus zeichne sich auch deutlich ab, dass die Kosten flir diese BaumaBnahme
die besprochenen 7 Mio. Euro Ubersteigen werde.

OBM Spec legt dar, dass das Schul- und Vereinsbad als Ersatz fur das bisherige Stadtbad von
Stadtwerken gebaut werde und mit der BaumaBnahme bereits begonnen worden sei. Aufgrund
dessen sei eine Verschiebung nicht sinnvoll.

AnschlieBend zieht Stadtratin Burkhardt inren Antrag, Vorl. Nr. 530/14, zurlck.

TOP 2.2.28 Zusammenstellung aller an Ludwigshurger Vorl.Nr. 527/14
Grundschulen notwendigen UmbaumaBnahmen inkl.
AuBenbereiche
- Antrag der Stadtratin Burkhardt (LUBU) vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Die Beratung des Antrags von Stadtratin Burkhardt, Vorl. Nr. 527/14, wird in die Klausur des
Ausschusses fur Bildung, Sport und Soziales verwiesen.
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TOP 2.2.29 Beitritt zum Gesunde-Stadte-Netzwerk Vorl.Nr. 494/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

EBM Seigfried erklart, dass die Verwaltung einen eventuellen Beitritt im Ausschuss fur Bildung,
Sport und Soziales zur Beratung aufrufen werde. Die daflr erforderlichen finanziellen Mittel
konnen Uber das Budget des Fachbereichs Sport und Gesundheit gedeckt werden.

Dadurch ist der Antrag der Fraktion BUndnis 90/Die Grlnen, Vorl. Nr. 494/14, erledigt.

TOP 2.2.30 Keine Erhohung der Grundsteuer A und B Vorl.Nr. 514/14
- Stadtverbandtrainer FuBball
- Antrag der FDP-Stadtrate vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

OBM Spec schildert, dass sich der FDP-Antrag hinsichtlich der Ziff. 2 (Verzicht auf die
Bezuschussung eines Stadtverbandstrainers FuBball) erledigt habe, da hierzu bereits eine
Entscheidung des Gemeinderats vorliege. Darlber hinaus sei der Antrag nicht mehr erforderlich,
da auf die Grundsteuererhéhung verzichtet werde.

Stadtrat Heer bestétigt, dass sich der Antrag der FDP-Stadtrate, Vorl. Nr. 514/14, hinsichtlich des
Stadtverbandstrainers FuBball erledigt habe.

TOP 2.2.31 Planungsrate fiir die Mehrzweckhalle OBweil auf die Vorl.Nr. 476/14
Mehrzweckhalle Oststadthalle iibertragen
- Antrag der SPD-Fraktion vom 19.11.2014

Abweichender Antragstext:

Im Haushalt fur das Jahr 2015 wird eine Planungsrate in Héhe von 125.000,- Euro fur die
Oststadtsporthalle eingestellt (bisher erst in 2016 vorgesehen).

Die Planungsrate in Héhe von 125.000,- Euro flr die Mehrzweckhalle OBweil wird im Gegenzug in
den Haushalt 2016 verschoben (bisher im Jahr 2015 vorgesehen).

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 25 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.
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Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube
Stadtrat Dr. Schwytz
Stadtratin Dr. Knof

Ja 25 Nein 7 Enthaltung 2

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 476/14 (SPD-Fraktion), 511/14 (FW-Fraktion) sowie 522/14 (FDP-Stadtrate)
werden im Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

OBM Spec teilt mit, dass fur die Sporthalle Poppenweiler derzeit noch keine Planungsmittel
veranschlagt seien. Grund hierflr sei, dass diese BaumaBnahme nach den vom Gemeinderat
beschlossenen Prioritaten erst an dritter Stelle stehe. Flr die Mehrzweckhalle OBweil und die
Oststadtsporthalle stiinden jedoch Planungsmittel zur Verfligung.

Stadtrat Weiss begriindet den Antrag seiner Fraktion, Vorl. Nr. 511/14 und verweist dabei auf
einen Brief des Stadtteilausschusses Poppenweiler. Da das DRK und der RKV immer noch keine
langfristige Unterbringungsmoglichkeit hatten, sei hier ein groBer Bedarf vorhanden. AuBerdem sei
Poppenweiler der einzige Stadtteil ohne eine Sporthalle.

Stadtrat Herrmann erinnert daran, dass der Gemeinderat eine klare Reihenfolge beschlossen
habe und pladiert dafir, keine Planungsraten einzustellen wenn wie bei der Sporthalle
Poppenweiler die Realisierung in den nachsten 3 bis 4 Jahren noch nicht absehbar sei.

Stadtratin Steinwand-Hebenstreit schildert, dass mit dem kirzlich gefassten Beschluss zur
Hohenecker Halle bereits eine Priorisierung vorgenommen worden sei. Da die Oststadthalle unter
anderem aufgrund der Einbindung in den Entwicklungsbereich bald umgesetzt werden solle, sehe
sie keine Notwendigkeit flr eine Planungsrate fir die Sporthalle Poppenweiler. AuBerdem regt sie
an, die komplette Hallenproblematik nochmals ausfuhrlich im Ausschuss flr Bildung, Sport und
Soziales vorzustellen oder zu besichtigen.

Stadtratin Liepins spricht sich flr eine zeitnahe Realisierung der Oststadthalle aus, da dies schon
sehr lange beschlossen sei. Bezlglich der Sporthalle Poppenweiler weist sie darauf hin, dass
zunachst mit einem Bebauungsplanverfahren begonnen werden misse. Insofern sei eine
Planungsrate zum jetzigen Zeitpunkt nicht erforderlich.

OBM Spec bestatigt, dass die Aufstellung eines Bebauungsplans im Bereich der Sporthalle
Poppenweiler sinnvoll sei. Der Standort fur die Oststadthalle sei bereits in eine umfassende
stadtebauliche Konzeption mit einbezogen worden. Zur Mehrzweckhalle OBweil seien schon
intensive Untersuchungen durchgefuhrt worden. Im 1. Halbjahr 2015 werde die Vorstellung in den
gemeinderatlichen Gremien sowie eine Beteiligung der Blrgerschaft erfolgen. Auch hier werde die
BaumaBnahme in eine abgestimmte Gesamtkonzeption eingebunden.

EBM Seigfried ergdnzt, dass zum Standort der Oststadtsporthalle noch keine Entscheidung
getroffen worden sei.

Stadtrat Eisele berichtet, dass das Dach und die Elektrik der Mehrzweckhalle OBweil in einem sehr
schlechten Zustand seien und deswegen eigentlich auch eine Baurate erforderlich sei. Der Antrag
der FPD-Stadtrate ziele lediglich darauf ab, dass jetzt im Jahr 2015 auch tatséachlich in die
Planung eingestiegen werde.
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OBM Spec betont, dass zur OBweiler Mehrzweckhalle bereits sinnvolle Vorarbeit geleistet worden
sei. Die Unterlagen hierzu wirden demnéachst in den Gremien vorgestellt.

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) gibt bekannt, dass in dem Haushaltsplanentwurf fir 2015
Planungsmittel fir die Mehrzweckhalle enthalten seien. Flr die Oststadtsporthalle sei erst 2016
eine Planungsrate vorgesehen.

Stadtrat Weiss spricht sich dafir aus, bereits fur 2015 eine Planungsrate flr die Oststadtsporthalle
einzustellen.

Stadtrat Juranek stellt im Namen seiner Fraktion den folgenden Antrag zum Tausch der beiden
Planungsraten:
Im Haushalt fir das Jahr 2015 wird eine Planungsrate in Héhe von 125.000,- Euro fur die
Oststadtsporthalle eingestellt (bisher erst in 2016 vorgesehen).
Die Planungsrate in Hohe von 125.000,- Euro fUr die Mehrzweckhalle OBweil wird im
Gegenzug in den Haushalt 2016 verschoben (bisher im Jahr 2015 vorgesehen).

AuBerdem stellt Stadtrat Weiss im Namen seiner Fraktion den folgenden Antrag:
Far die Sporthalle Poppenweiler wird im Jahr 2016 eine Planungsrate in H6he von 125.000,-
Euro eingestellt.

AbschlieBend lasst OBM Spec Uber den Antrag der SPD-Fraktion sowie Uber den Antrag der FW-
Fraktion (siehe Tagesordnungspunkt 2.2.32) abstimmen.

TOP 2.2.32 Sporthallen (Mehrzweckhalle OBweil, Vorl.Nr. 511/14
Oststadtsporthalle, Sporthalle Poppenweiler)
- Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014

Abweichender Antragstext:

FUr die Sporthalle Poppenweiler wird im Jahr 2016 eine Planungsrate in Hohe von 125.000,- Euro
eingestellt.

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 18 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube
Stadtrat Dr. Schwytz
Stadtréatin Dr. KnoB

Ja 18 Nein 14 Enthaltung 2
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Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 476/14 (SPD-Fraktion), 511/14 (FW-Fraktion) sowie 522/14 (FDP-Stadtrate)
werden im Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.31.

TOP 2.2.33 Verwendung der Planungsrate Mehrzweckhalle Vorl.Nr. 522/14
OBweil
- Antrag der FDP-Stadtrate vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Die Antrage Vorl. Nr. 476/14 (SPD-Fraktion), 511/14 (FW-Fraktion) sowie 522/14 (FDP-Stadtrate)
werden im Sachzusammenhang gemeinsam zur Beratung aufgerufen.

Der Antrag der FDP-Stadtrate ist mit der Beratung und Beschlussfassung zum Antrag der SPD-
Fraktion, Vorl. Nr. 476/14, erledigt.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.31.

TOP 2.2.34 Reduzierung von Planungskosten Vorl.Nr. 466/14
- Antrag der CDU-Fraktion vom 19.11.2014

Beratungsverlauf:

Ziffer 1 — Birgerbiro der Zukunft

OBM Spec geht kurz auf die Ideen zum ,Burgerbiro der Zukunft® sowie zur Nachnutzung des
Gebdaudes in der Oberen MarktstraBe ein. Die Verwaltung werde hierzu im 1. Halbjahr 2015
berichten. Die veranschlagten Planungskosten seien bereits im Haushalt 2014 enthalten gewesen
und werden lediglich Gbertragen.

Stadtrat Herrmann gibt bekannt, dass der Antrag seiner Fraktion hinsichtlich der Planungskosten
fur das Blrgerblro der Zukunft (Ziff. 1 der Vorl. Nr. 466/14) erledigt sei. Ergdnzend dazu bittet er
auch um einen Bericht zu der Situation der stadtischen Tdchter, insbesondere zu Aufgaben, die
diese fUr die Stadt erfullen.

Ziffer 2 — Sanierung WilhelmstraBe 1 - 5

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) erlautert, dass es sich hierbei um keine Planungskosten handle.
Stattdessen seien die 50.000,- Eurc die letzte Rate fir BaumaBnahmen flr die energetische
Sanierung dieser Gebaude.

Die Ziffer 2 des Antrags ist damit erledigt.
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TOP 2.2.35 Ertiichtigung des Franckstegs Vorl.Nr. 510/14
- Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014

Abweichender Antragstext:

Wie bereits beschlossen ist flr die Ertichtigung des Franckstegs ein Betrag i. H. v. 105.000,- Euro
einzustellen.

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen und gemeinsam mit dem gleichlautenden Antrag von Stadtratin
Burkhardt (LUBU), Vorl. Nr. 524/14.

Der Antrag wird mit 35 Ja-Stimmen, O Nein-Stimmen und 1 Enthaltung einstimmig angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube

Ja 35 Nein O Enthaltung 1

Beratungsverlauf:

Die Antrag der FW-Fraktion, Vorl. Nr. 510/14, wird im Sachzusammenhang gemeinsam mit dem
Antrag von Stadtratin Burkhardt, Vorl. Nr. 524/14, zur Beratung aufgerufen.

Einleitend begrindet Stadtrat Weiss kurz den Antrag seiner Fraktion zur Ertlichtigung der Aufzlige
am Francksteg, die bereits besprochen und beschlossen worden sei.

OBM Spec regt an, dass zunachst die Gesprache abgewartet werden sollen, die EBM Seigfried zur
Zeit mit den betroffenen Bilrgerinnen und Burger fihre. AnschlieBend werde die Verwaltung den
Gemeinderat Uber die Ergebnisse informieren.

Stadtrat Link beméngelt, dass am Francksteg kein Aufzug funktionieren wirde und spricht sich far
die Ertlchtigung aus.

Herr Kohler (FB Tiefbau und Grinflachen) stellt klar, dass auch die Aufzlige der Deutschen Bahn
zur Verflgung stehen. Da diese aber sehr storanféllig seien, werde eine Sanierung erfolgen. Zu
dem in den Antrdgen genannten Betrag in Hohe von 70.000,- Euro wendet er ein, dass dieser
lediglich fUr die Inbetriebnahme benétigt werde. Fir den laufenden Betreib seien zusatzlich circa
45.000,- Euro jahrlich erforderlich. Fur das Haushaltsjahr 2015 kénnten seines Erachtens circa
105.000 Euro ausreichen.

OBM Spec erinnert daran, dass die Aufzlige damals mit Bau des Westportals aufgegeben worden
seien. Er ist der Meinung, dass man erst mit den betroffenen Menschen reden sollte um
herauszufinden, ob Uberhaupt eine Notwendigkeit fur die Aufziige am Francksteg bestehe.

Stadtratin Liepins fihrt aus, dass dieses Thema bereits im Ausschuss fur Bauen, Technik und
Umwelt beraten und einstimmig beschlossen worden sei. AuBerdem habe das Gremium der
Verwaltung den Auftrag erteilt, Gesprache mit der Bahn zu fihren.
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Zu der angesprochenen Sitzung des Ausschusses flir Bauen, Technik und Umwelt erklart BM Ik,
dass es sich dabei um keinen formalen Beschluss gehandelt habe, da die Beratung auBerhalb der
Tagesordnung erfolgt sei.

Stadtrat Gericke verdeutlicht, dass es um die Umsetzung des BTU-Beschlusses gehe. Er halte die
Reaktivierung der Aufzige flr eine dringende und bedeutende MaBnahme.

Stadtrat Rothacker bestatigt, dass der Ausschuss flr Bauen, Technik und Umwelt die
Ertlchtigung der Aufzige einstimmig beschlossen habe. Allerdings sei beschlossen worden, nur 2
der Aufzlige wieder in Betrieb zu nehmen. Deswegen seien auch nicht 45.000 Euro flr den
laufenden Betrieb erforderlich.

Stadtratin Burkhardt betont, dass die Beratung in der BTU-Sitzung zu einem von ihr gestellten
Antrag erfolgt sei und die Verwaltung eine entsprechende Vorlage zugesagt habe. Ihrer Ansicht
nach musse sich die Bahn an den Kosten beteiligen.

Herr Kohler stellt heraus, dass die Ertlichtigung der Aufzlge langfristig nur Sinn mache, wenn
auch alle 3 Aufzlige in Betrieb genommen wirden.

OBM Spec erinnert daran, dass die Aufziige im Rahmen eines Konsolidierungspaketes nach
Beschluss des Gemeinderates auBer Betrieb genommen worden seien. Der Ausschuss flr Bauen,
Technik und Umwelt kénne die Ertlichtigung der Aufzige ohne Kostenkenntnis und ohne
vorhandene Haushaltsmittel nicht beschlieBen. Aufgrund der Erlduterung durch Herrn Kohler weist
er darauf hin, dass die Antragstexte dahingehend gedndert werden mussten, dass 105.000 Euro
eingestellt werden.

Die FW-Fraktion und Stadtratin Burkhardt dndern daraufhin ihre Antrage auf einen Betrag von
105.000 Euro.

AbschlieBend ruft OBM Spec zur gemeinsamen Abstimmung Uber die beiden abweichenden
Antrage auf.

TOP 2.2.36 Dauernde Aktivierung der Aufziige am Francksteg Vorl.Nr. 524/14
- Antrag der Stadtratin Burkhardt (LUBU) vom
19.11.2014

Abweichender Antragstext:

Wie bereits beschlossen ist flr die Ertlchtigung des Franckstegs ein Betrag i. H. v. 105.000,- Euro
einzustellen.

Abstimmungsergebnis:

Die Abstimmung erfolgt offen und gemeinsam mit dem gleichlautenden Antrag der FW-Fraktion,
Vorl. Nr. 510/14.

Der Antrag wird mit 35 Ja-Stimmen, O Nein-Stimmen und 1 Enthaltung einstimmig angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
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Stadtrat Kube

Ja 35 Nein O Enthaltung 1

Beratungsverlauf:

Der Antrag von Stadtratin Burkhardt (LUBU) wird im Sachzusammenhang gemeinsam mit dem
Antrag der FW-Fraktion, Vorl. Nr. 510/14, zur Beratung aufgerufen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.35.

TOP 2.2.37 Aufstockung des Ansatzes fiir den Radwegebau Vorl.Nr. 484/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Antragstext:

1. Der Ansatz fUr die Finanzierung des Radwegebaus wird fir 2015 um 500.000 Euro
aufgestockt.

2. In der mittelfristigen Finanzplanung sind vorerst 1,3 Mio. Euro vorzusehen.

Seite im HH-Plan: Seite 299

Teilhaushalt: 67 — FB Tiefbau und Grinflachen
Produktgruppe: GemeindestraBen — Radwegebau
Betrag: 500.000 Euro

(800.000 Euro in der Mittelfristigen Finanzplanung)
Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Antrag wird mit 10 Ja-Stimmen, 18 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen mehrheitlich
abgelehnt.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube
Stadtrat von Stackelberg
Stadtrat Kohle

Ja 10 Nein 19 Enthaltung 5
Beratungsverlauf:
Der Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen, Vorl. Nr. 484/14, wird im Sachzusammenhang

gemeinsam mit dem Antrag der FW-Fraktion, Vorl. Nr. 502/14 (siehe Tagesordnungspunkt
2.2.38), zur Beratung aufgerufen.

Herr Kohler (FB Tiefbau und Grinflachen) pladiert daflr, bei dem jetzt eingestellten Ansatz zu
verbleiben. Zuséatzlich zu dem Haushaltsansatz (ber 500.000 Euro sei auch eine
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Verpflichtungsermachtigung in Héhe von 500.000 veranschlagt, sodass auch groBe Auftrage
vergeben werden konnten. Die Umsetzung der MaBnahmen kénnten zudem nicht immer so
schnell erfolgen, da die Verwaltung zunachst Zuschussantrage stellen misse.

Stadtrat Gericke begriindet den Antrag seiner Fraktion damit, dass das Radwegenetz in
Ludwigsburg endlich zukunftsfédhig werden musse. Daflr sollten méglichst schnell die
empfohlenen MaBnahmen umgesetzt werden.

Stadtrat Weiss legt dar, dass einige der geplanten MaBnahmen unnotig seien. Zum Beispiel werde
die Marbacher Straf3e nicht oft vom Radverkehr genutzt und misse fur den StraBenverkehr
erhalten bleiben.

Stadtrat Heer erklart fir die FDP, dass der vorgesehene Ansatz nicht geklrzt werden solle. Eine
Erhdhung sei aufgrund der Erlduterung der Verwaltung ebenfalls nicht erforderlich.

Stadtrat Juranek weist darauf hin, dass die Marbacher StraBe z. B. am Wochenende von sehr
vielen Radfahrern genutzt werde.

Sodann lasst OBM Spec Uber die beiden Antrdge abstimmen.

TOP 2.2.38 Radwegebau - Kiirzung der jahrlichen Auszahlungen Vorl.Nr. 502/14
um 100.000 €
- Antrag der FW-Fraktion vom 19.11.2014

Antragstext:

Die jéhrliche Auszahlungen fir BaumaBnahmen Radwege sind jahrlich i. H. v. 100.000,--€ zu
kirzen.

Seite im HH-Plan: 299

Teilhaushalt: 67
Produktgruppe: A 54106700
Betrag: 100.000,-- Euro

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.
Der Antrag wird mit 6 Ja-Stimmen, 28 Nein-Stimmen und O Enthaltungen mehrheitlich abgelehnt.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube
Stadtrat von Stackelberg
Stadtrat Kohle

Ja 6 Nein 28 Enthaltung O

Beratungsverlauf:
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Der Antrag der FW-Fraktion, Vorl. Nr. 502/14, wird im Sachzusammenhang gemeinsam mit dem
Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Grunen, Vorl. Nr. 484/14, zur Beratung aufgerufen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 2.2.37.

TOP 3 Vergniigungssteuer Vorl.Nr. 440/14
Neufassung der Vergniigungssteuersatzung
-Anderung von Steuertatbestinden auf dem Gebiet
der sexuellen Vergniigungen
-Anderung des Rechtsbegriffs ,,Veranstaltungsfliche"
Inkrafttreten der Anderungen auf 01.01.2015

Beschluss:

Die Satzung Uber die Erhebung der Vergnlgungssteuer (Vergnigungssteuersatzung) wird in der
vorgelegten Neufassung (siehe Anlage zur Vorl. Nr. 440/14) beschlossen.

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Beschluss wird mit 31 Ja-Stimmen, O Nein-Stimmen und 1 Enthaltung einstimmig
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube
Stadtrat von Stackelberg
Stadtrat Kohle
Stadtratin Liepins
Stadtratin Haberzeth-Grau

Ja 31 Nein O Enthaltung 1

Beratungsverlauf:

Herr Kiedaisch (FB Finanzen) stellt einleitend kurz die Inhalte der beiden Vorlagen Nr. 440/14
sowie 549/14 vor. Auf Nachfrage von Stadtrat Dr. Vierling erlautert er, dass die Anderung des
Begriffs der Veranstaltungsflache (siehe Ziff. 1.3 der Begriindung zur Vorl. Nr. 440/14) aufgrund
der aktuellen Rechtsprechung erforderlich gewesen sei. Dies fuhre zwar zu einer Verringerung des
Steueraufkommens, allerdings lediglich in untergeordneter Hoéhe.

Sodann ruft OBM Spec zur Abstimmung Uber die Vorl. Nr. 440/14 und 549/14 auf.
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TOP 3.1 Vergniigungssteuer Vorl.Nr. 549/14
- Anderung des Steuersatzes

Beschluss:

Die Satzung Uber die Erhebung der Vergnlgungssteuer (Vergnigungssteuersatzung) in der mit der
Vorlage 440/14 vorgelegten Neufassung wird noch wie folgt erganzt:

§ 8 Steuersatz
(1) Der Steuersatz betragt

1. beider Spielgeratesteuer nach § 2 Abs. 1 Nr. 1

a) bei Spielgeraten mit Gewinnmaoglichkeit 5,0 vom Hundert des Spieleinsatzes,
b) bei Spielgeraten ohne Gewinnmoglichkeit 20,0 vom Hundert des Spieleinsatzes

Die Ubrigen Regelungen bleiben unverandert.

Abstimmungsergebnis:
Die Abstimmung erfolgt offen.

Der Beschluss wird mit 30 Ja-Stimmen, O Nein-Stimmen und 2 Enthaltungen einstimmig
angenommen.

Nicht anwesend: Stadtrat Haller {(entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Seybold (entschuldigt; beruflich verhindert)
Stadtrat Thomas Lutz
Stadtrat Kasdorf
Stadtrat Kube
Stadtrat von Stackelberg
Stadtrat Kohle
Stadtratin Liepins
Stadtratin Haberzeth-Grau

Ja 30 Nein O Enthaltung 2

Beratungsverlauf:

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 3.
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TOP 3.2 Vergniigungssteuer Vorl.Nr. 489/14
- Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom
19.11.2014

Beratungsverlauf:

Der Antrag der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen zur Vergnlgungssteuer, Vorl. Nr. 489/14, ist
durch die Beschlussfassung zur Vorl. Nr. 549/14 angenommen.

Zum Beratungsverlauf siehe Tagesordnungspunkt 3.

Protokollauszug Gemeinderat 02.12.2014
Seite 33 von 33



	FLD_GSGRNR
	FLD_SIDAT
	Nummer
	Betreff
	Vorlage
	Vorlageart
	Beschluß
	Wortprotokoll
	Zu

